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eilage zu Uv 182 - er Kurlsruher Zeitung.
Mittwoch , 4 . Juli 1888 .

Badischer Landtag .

T Karlsruhe , 30 . Juni . 5-6 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des zweiten
Vicepräsidenten Kiefer .

Ausführlicher Bericht . (Vergl . Mittheilung im Hanpt -
Llatt Nr . 179 .)

Generaldiskussion über die Gehaltsordnung nebst Ge¬
haltstarif .

Der Berichterstatter Abg . Friderich : Für die Neu¬
ordnung der Beamtenverhältnisse sei in erster Reihe ent¬
scheidend das Beamtengesetz . Der Theil , welcher heute
zur Diskussion stehe , spreche sich am klarsten und deut¬
lichsten über den finanziellen Effekt aus , und daher habe
auch er durch das ganze Land jene große Bewegung
hervorgerufen , an der fast sämmtliche Kategorien von
Beamten Theil genommen hätten und welche im Interesse
des Ansehens und der Stellung der Beamten besser
nicht so weit gegangen wäre . Werde das Gesetz erst zu
Stande gekommen sein , dann werde auch überall die
humane und liberale Art der Neuordnung der Beamten¬
verhältnisse anerkannt werden . Der Hauptpunkt und der
finanziell bedeutsamste sei bei jener Bewegung gar nicht
an 's Licht gezogen worden : die ungeheuere Verbesserung
der großen Mehrzahl der Beamten in Bezug auf den
Ruhegehalt und die Fürsorge für die Hinterbliebenen .
Es sei dies ein so bedeutendes Moment , daß es wieder¬
holt werden müsse , jes bedeute ein Stück der Lösung
der sozialen Frage , welche eben durch die Welt gehe.
Wenn Bedenken über die finanzielle Tragweite der Vor¬
lage laut geworden seien , so sei in überzeugender Weise
hier nachgewiesen worden , daß die Last getragen werden
könne ohne Schädigung größerer staatlicher Interessen
oder weitere Anstrengungen der Steuerkraft des Volkes .

Heute nun stehe eine neue Gehaltsordnung zur Dis¬
kussion. Oft schon habe man Versuche gemacht , in dieser
Beziehung Verhältnisse , Grundlagen . Normen zu schaffen,
mittelst deren bei der Aufstellung des Budgets feste Ziffern
gegeben wären , die nicht bei den Nachweisungen jeweils
in veränderter Gestalt wiederkehrten . Im Jahre 1879
habe man das System der Durchschnittssätze eingeführt ,
welches sich zwar nicht in jeder Beziehung bewährt , immer¬
hin aber als eine Verbesserung sich erwiesen habe . Nur
-eine Verwaltung , diejenige der Staatseisenbahnen , sei
mit dein System der Durchschnittssätze völlig zufrieden ,
weil sich dort in jeder einzelnen Kategorie eine verhältniß -
mäßig große Anzahl von Angestellten mit regelmäßigem
Ab- und Zugang befinden . Im Ganzen müsse man aber
doch sagen , daß mit dem Systeme der Durchschnittssätze
nicht erreicht worden sei , was man erstrebt habe . Die
Regierung habe sich nunmehr in den Nachbarländern um¬
gesehen : in Württemberg bestehe das Klassensystem mit
denselben Nachtheilen , wie sie bei uns sich vorfänden ; in
Bayern dagegen sei dasjenige eingeführt , was die Re¬
gierungsvorlage nunmehr auch für uns empfehle : der
Zuwachs an Besoldungen nach dem Dienstalter . Auch
die Preußische Regierung habe sich, nachdem sich die Ver¬
staatlichung der Bahnen vollendet , entschlossen , für die
Eisenbahnverwaltung von dem Systeme der Durchschnitts¬
sätze abzugehen und dasselbe System einzuführen , welches
jetzt auch für Baden in Vorschlag gebracht sei. Daß sich
dasselbe bewährt habe , dafür spreche der Umstand , daß
man in Preußen dieses System auch für die innere Ver¬
waltung weiter auszubilden gewillt sei . Es seien somit die
Grundlagen der in Vorschlag gebrachten Neuordnung
wohl durchdacht und anderwärts erprobt . — Die Ab¬
theilung ^ des Tarifs und L 1 enthalte feste Gehalte ,
welche der Beamte sofort mit der ihm übertragenen
Stelle einnehme ; von Abth . L 2 bis einschließlich 0 seien
Höchstgehalte festgesetzt, bis zu welchen der Beamte mit
dem Zuwachs an Dienstjahren ansteigen kann ; für
die Abtheilungen v bis L seien Minimal - und Maxi¬
malgehalt , die Beförderungszulage , die Anfangszulage ,
die regelmäßige ordentliche Zulage , die Zulagefrist
jeweils besonders normirt , daneben Alterszulagen in den
unteren Klassen vorgesehen . Der Vortheil des Systems
für den Beamten bestehe darin , daß er darauf rechnen
könne, er werde in einer bestimmten Anzahl von Jahren
den Hvchstbezug seiner Gehaltsklasse erhalten , mit der
im Interesse der Staatsverwaltung unerläßlichen Bedin¬
gung freilich , daß seine Dienstleistung eine befriedigende
und sein Verhalten ein tadelfreies sei . — Redner wolle
nicht verschweigen , daß die Gehaltsordnung eine gewisse
Beschränkung der Rechte der Kammer enthalte , insoferne
dieser in Zukunft nur mehr die Bewilligung der Ge -
sammtzahl der Beamtenstellen zustehe, während die Gehalte
der einzelnen Beamten selbst auf Grund der Gehalts¬
ordnung bezw . des Tarifs zu gewähren seien . Allerdings
werde es Sache der Kammer sein, zu prüfen , ob nicht
eine zu hohe Gesammtsumme in das Budget eingestellt
sei . >— Eine Schädigung irgend welcher Beamten werde
zufolge der Neuordnung nicht platzgreifen : die etat¬
mäßigen Beamten verbleiben nicht nur in ihren jetzigen
Bezügen , sondern sie erhielten sofort auch die geordnete
Zulage ; für diejenigen Beamten , welche zur Zeit Aus¬
sicht auf Bezüge hätten bezw . in solchen ständen , die das
Gehaltsmaximum der Klasse, welcher sie durch den Tarif
Zugetheilt seien, übersteigen , sei eine Uebergangsbestim -
mung dahin vorgesehen , daß sie auch weiterhin bis zu
dem auf ihrer bisherigen Amtsstelle nach den bisherigen

Bestimmungen erreichbaren Höchstbetrag vorrücken sollten .
— Es werde ferner in der Hand der Kammer liegen ,
darüber zu entscheiden, ob auch weiterhin Stellen , welche
frei würden , mit etatmäßigen Beamten und nicht lieber
mit Diätaren nach preußischem System zu besetzen seien,
was insbesondere Diejenigen beruhigen könne , welche we¬
gen der

^ weitgehenden Ausdehnung der Etatmäßigkeit
allzugroße Befürchtungen hegten . — Weil aber die Kom¬
mission der Meinung gewesen sei . daß mit dieser Neu¬
ordnung auf dauernder Grundlage ein fester Halt ge¬
schaffen werden solle, der insbesondere stets erneutem An¬
drängen nach Besserstellungen wirksamen Widerstand ent¬
gegensetzen könne, so habe sie beantragt , der Gehaltsord¬
nung nebst Gehaltstarif die Eigenschaft eines Gesetzes
zu geben . Redner empfiehlt die Annahme des Entwurfs
nach den Beschlüssen der Kommission , welche sämmtliche ,
mit Ausnahme eines einzigen , unter Zustimmung der
Großh . Regierung gefaßt worden seien .

Abg . Pfister stimmt dem vorwürfigen Gesetzentwurf
zu , welcher vorhandene Mißstünde beseitige . Für den
wichtigsten und die andern an Werth übertreffenden Punkt
erachte er das neue System der Zulagebewilligungen in
festen Betreffen und bestimmten Fristen . Das bisherige
System der Durchschnittssätze habe viel Mißliches mit
sich gebracht : die Regierung konnte Zulagen nicht be¬
willigen , wo solche längst am Platze gewesen wären ,
weil sie keine Mittel hatte ; gleichgestellte Beamte ver¬
schiedenartiger Kategorien erlitten völlig verschiedenartige
Behandlung ; die Regierung war in der Besetzung freier
Stellen behindert , indem die Wahl eines in hoher Be¬
soldung stehenden an sich geeigneten Mannes die andern
Beamten desselben Etats in ihren Aussichten auf Ver¬
besserung verschlechtert hätte . Daraus seien Mißstimmung
und Unzufriedenheit in den betheiligten Kreisen entstan¬
den ; der Vorschlag der Regierung sei geeignet , hier ab¬
zuhelfen . Wenn auch anstatt des Rechtsschutzes der Richter
für den Beamten nur eine sichere Aussicht auf die Ge¬
haltszulage bei voller Pflichterfüllung eröffnet werde , so
habe die letztere doch nicht weniger Werth , zumal der
Beamte sich sagen könne, er habe seine Zulage eben seiner
vollen Pflichterfüllung zu verdanken . Was die Zulagc -
beträge und - Fristen anlange , so sei das bisherige Vor¬
rücken im Gehalt ein viel zu langsames ; wenn der aka¬
demisch gebildete Beamte in seinem 60 . Lebensjahre end¬
lich einen Höchstgehalt von 4 000 M . oder 4 500 M . er¬
reiche, so sei dies keine Gegenleistung des Staats für
die Anforderungen , die er seinerseits an den Beamten
stelle. Jetzt werde der Beamte vorrücken und er werde
insbesondere schon in einem Lebensalter im Bezug des
höheren Gehaltes sein , wo er desselben mangels Privat¬
vermögens zur Erziehung seiner Kinder am nothwendigsten
bedürfe . Durch diese Neuordnung werde aber die Berufs¬
freudigkeit gehoben, die Stellung des Beamten in der Ge¬
sellschaft erleichtert werden und der wohlthätige Einfluß
auf das Staatswohl im Ganzen nicht ausbleiben . Das
Bedenken des Abg . v . Neubronn , daß das Maß der dem
Beamten durch die Gehaltsordnung gewährten Sicherheit
das Beamtenmaterial verschlechtern werde , theile Redner
nicht, im Gegentheil werde für den Beamten die ihm ver -
willigte Stellung eine Anregung zur vollen Pflichterfüllung
sein . Was das Bedenken des Abg . Strauß betreffe , daß
nunmehr die Beamten so viel besser gestellt werden sollten
als die landwirthschaft - oder gewerbetreibende Bevöl¬
kerung , so habe dieser die Lage der letzteren doch wohl
zu schwarz gesehen. Redner bitte , dem in der Vorlage
vorgesehenen Zulagesystem die Zustimmung zu ertheilen .

Abg . Nopp : Wenn der Kommissionsbericht besage :
„Es lag nahe , die Frage aufzuwerfen , ob nicht eine
Grenze zu bestimmen sei, von welcher an eine Verbesse¬
rung der Gehalte nicht mehr stattfinden sollte "

, so habe
insbesondere Redner in der Kommission die Meinung
vertreten , daß eine Aufbesserung in einer Richtung nicht
mehr vorgenommen werden dürfe , wo ein Bedürfniß
nicht mehr bestehe ; nach Redners Ansicht gebe es aber
eine Linie , wo gesagt werden könnte : „ bis hierher und
nicht weiter "

; diese hätte gezogen werden müssen . Nun
sei ihm entgegengehalten worden , jede Abänderung des
Gehaltstarifs würde eine Verschlechterung der betreffen¬
den Beamten hcrbeiführen ; dem gegenüber sei Redner
der Ansicht, daß sich eine solche Benachtheiligung hätte
vermeiden lassen . Es sei nun einmal die Finanzlage
des Staates eine solche , daß man nur thun könne , was
ein Bedürfniß , nicht auch, was bloß wünschenswerth ist.
Der Herr Finanzminister habe von der Finanzlage ein
Bild entrollt , das nicht so ganz mit dem übereinstimme ,
welches wohl bei andern Gelegenheiten dem Hause gezeigt
worden sei . In Redners Kreisen sei von einem wirth -
schaftlichen Aufschwung nichts zu bemerken ; der Zustand
vielmehr ein derartiger , daß es nicht wünschenswerth er¬
scheinen könne, die Steuern in Zukunft noch zu erhöhen ;
in diesen Kreisen mache auch das Gesetz keinen guten
Eindruck . Der Kontmissionsbericht besage auf dem Wege
der Vergleichung , es seien bei uns die Bezüge insbeson¬
dere der höheren Beamten erheblich geringer , wie in
anderen Staaten ; allein mit Ausnahme von Hessen hätten
diese Vergleichungen mit Ländern stattgefunden , welche
insgesammt größer seien , wie Baden (Württemberg ,
Bayern , Preußen ) , dort sei die Last mehr vertheilt ; es
gelte hier eben der Grundsatz : „ ein jeder soll sich nach
seiner Decke strecken "

. Trotz dieser Beanstandungen werde

übrigens Redner , namentlich weil er das Gesetz als ein
für die Angestellten segensreiches erkenne , für dasselbe
stimmen .

Abg . Kögl er ist völlig damit einverstanden , daß end¬
lich einmal die Klagen der Beamten und Angestellten aus
der Welt geschafft werden sollen ; nachdem vollends der
Herr Finanzminister auseinandergesetzt habe , wie die
Finanzlage des Staates die Mehrbelastung zu tragen
vermöge , ohne daß eine Steuererhöhung einzutreten hätte ,
habe Redner feine Zustimmung zu der Gesetzesvorlage
nicht länger zurückgehalten . Noch mehr sei auf ihn die
Erwägung von Einfluß gewesen , daß in den letzten
Jahren schon für die Beamten mit jeder Budgetperiode
100 000 M . mehr ausgegeben worden seien, so daß nach
einer weiteren Reihe von Jahren der Staatshaushalt
auch ohne Gehaltsordnung derselben Mehrbelastung gegen¬
übergestanden wäre , wie dieselbe jetzt vorgesehen sei, nur
daß eine grundsätzliche Regelung der Beamtenverhältnisse
nicht stattgefunden hätte .

Abg . Wittmer : Wenn der Abg . Gerber neulich aus¬
geführt habe , die Unterzeichner des Vertagungsantrages
hätten sich in der letzten Sitzung den niederen Bedien¬
steten wenig wohlwollend gezeigt, so müsse Redner darauf
Hinweisen, daß er im Gegentheil ausgesprochen habe , wie
er gerade die Lage dieser Beamtenklasse aufgebessert
wissen wolle . Auch habe Redner damals schon ausgeführt ,
daß er das Beamtengesetz als solches und namentlich das
im Gehaltstarif vorgesehene regelmäßige Vorrücken im
Gehalt als großen Fortschritt ! betrachte, nur mit der
durchgehenden Erhöhung der Gehaltssätze , wie sie der
Tarif in Aussicht nehme , könne Redner sich nicht ein¬
verstanden erklären . Durch die Erhöhung der Wohnungs¬
geldzuschüsse sowie dadurch , daß bei der Berechnung der
Pensions - und Reliktenversorgungsansprüche grundsätzlich
der Wohnungsgeldzuschußsatz der 1 . Ortsklasse zu Grunde
gelegt werde , werde für sich allein schon eine Besser¬
stellung der höheren Beamten herbeigeführt , welche deren
auf anderen Ursachen beruhende Verschlechterung in den
Pensions - und Reliktenversorgungsverhältnissen ausgliche ;
es komme hinzu das raschere Einrücken namentlich dieser
Beamten in die Maximalbezüge , dessen Werth kapitalisirt
eine anständige Rente für die Pensionszeit abwerfen
würde ; ferner die günstigere Berechnung des Dienst¬
alters , die Verringerung , eventuell sogar völlige Sistirung
des Witwenkassenbeitrags im Momente der Pensioni -
rung . Es ergebe sich daraus zur Genüge , daß auch
beim Durchdringen seiner Anschauung die Beamten
höherer Kategorie immerhin einer ganzen Anzahl von
Besserstellungen theilhaftig geworden wären . — Die Aus¬
führungen des Herrn Finanzministers hätten Redner
nicht zu überzeugen vermocht ; jetzt hätten wir Geld genug ,
ob aber auch in einigen Jahren , wo die Wirkungen des
Gesetzes sich erst fühlbar machten , müsse Redner bezwei¬
feln ; dann werde man , wenn auch nicht zu Steuerer¬
höhungen , so doch zu recht lästigen Einschränkungen seine
Zuflucht nehmen müssen. Redner bestreite außerdem ,
daß im Lande ein geschäftlicher Aufschwung sich geltend
mache ; derselbe sei höchstens beim Steuerkommissär be¬
merkbar . Dahier sei es geboten , bei diesem Gesetz mit
thunlichster Sparsamkeit vorzugehen ; was nothwendig sei
wolle auch Redner bewilligen , mehr aber nicht . Er habe
daran gedacht, einen Vermittlungsantrag dahin zu stellen ,
die geplanten Gehaltserhöhungen auf 50 Proz . zu be¬
schränken , -aber keine Unterstützung gefunden . Redner
fürchte , daß , wenn das Gesetz in der jetzigen Gestalt
durchdringe , dasselbe vielseitige Unzufriedenheit im Lande
und bei den Beamte » Hervorrufen werde , so daß es
keineswegs einen endgiltigen Abschluß für lange Zeit
bilden , vielmehr zu immer neueren Bewilligungen führen
werde . Mit Rücksicht darauf stimme Redner gegen den
Gehaltstarif .

Abg . Schmitt - Bruchsal : Die Verhandlungen der letzten
zwei Tage hätten auf ihn den Eindruck gemacht : „ Wir
schwimmen in Geld "

. Schon einmal , zu Anfang der 60r
Jahre , sei in diesem Hause dieselbe Anschauung vorherr¬
schend gewesen und der Ausbruch des Krieges von 1866
habe zur Nothwendigkeit eines Zwangsanlehens geführt .
Wenn auch Redner dem Herrn Finanzminister glauben
wolle , daß die Zeiten jetzt günstige seien , so seien dem
Hause doch auch die Noth der Landwirthschaft und der
Rückgang des Kleingewerbes bekannt ; dort würden aber
die Beitrüge zu den jetzt vorgeschlagenen Gehaltser¬
höhungen in Gestalt von Stenern erhoben , durch den
Mahner , vielleicht auch den Presser beigebracht . Es
handle sich um einen Mehraufwand von 1067 000 M . ,
der »sich wohl allerdings erst in einigen Jahren geltend
machen werde . Und wenn man auch zu neuen Steuern
nicht zu greifen brauche , so müsse doch bedacht werden ,
daß nicht vor langer Zeit die Biersteuer eine wesentliche
Erhöhung erfahren und das Reich dem Lande das sog .
Geschenk der Branntweinsteuer gemacht habe . Aus diesen
Gründen und in der Hoffnung , daß eine Minderung des
in Aussicht genommenen Aufwands eintreten werde , wie
der Abg . Wittmer sie anstrebe , habe Redner dem An¬
träge Schneider zugestimmt und bei den Abstimmungen
eine Stellung eingenommen , bei welcher er verharren
werde . — Wenn Redner nun gefragt werden sollte , weß -
halb er , dessen Partei doch namentlich die Besserstellung
der Verhältnisse der niedern Bediensteten sich angelegen
sein ließe , eine solche Stellung gegen dieses Gesetz ein -



nehme , so werde er antworten , daß er zwar die vorge¬
sehene Aufbesserung der Niederstbediensteten begrüße , da¬
gegen zu der im Entwürfe vorgeschlagenen Gehaltser¬
höhung zu Gunsten der höheren Beamtenklassen seine Zu¬
stimmung nicht zu geben vermöge . Von 9 000 Beamten
des Landes befänden sich etwa 4 000 allein in Gehalts¬
klasse L ; trotzdem entfielen von dem 1067 000 M . be¬
tragenden Gesammtmehraufwand ans die vier obersten
Klassen 360000 M . , auf die vier untersten 597 000 M .
Rechne man die Summen , welche als Aufbesserungen ge¬
währt werden sollten , auf Kopftheile aus , so entfiele auf
die Beamten der oberen Gehaltsklassen der vierfache Be¬
trag , wie auf die Niederstbediensteten ; es stelle sich das
Verhältniß wie 70 M . zu über 300 M . Demgegenüber
sei Redner der Ansicht , daß auch in dem Gehaltstarif
ein nivellirendes Prinzip Hütte zur Geltung kommen und
die durch denselben gewährten Vergünstigungen nach Kopf -
theilen hätten ausgetheilt werden sollen . Redner habe
zeigen wollen , wie er nicht gerade eine ablehnende Hal¬
tung gegen das vorwürfige Gesetz einnehme , demselben
vielmehr zugestimmt haben würde , wenn es in etwas
anderer Gestalt eingebracht worden wäre .

Abg . Gerber bedauert , daß der Abg . Wittmer den
von ihm angedeuteten Antrag uicht eingebracht ; er würde
demselben zugestimmt haben . Fraglich erscheine ihm , ob
die Abstimmung auch auf die Gehalte , welche ja im Budget
bereits bewilligt seien , oder ob sich dieselben nur auf
die neuen Zulagen zu beziehen habe . Redner könne
aus den von ihm bereits dargelegten Gründen mit der
Gehaltsänderung nicht übereinstimmen .

Hiermit Schluß der Generaldiskussion .
Der Berichterstatter : Die Gegner der Vorlage

sagten , sie seien bereit , zu geben , allein weniger als ihnen
angesonnen werde und vor allen Dingen Denjenigen
nicht , welche oben stehen, vielmehr nur der unteren großen
Masse . Allein dies sei angesichts der tiefeingreifenden
Aenderungen der ganzen Neuordnung viel leichter gesagt
als auszuführen . Der Abg . Wittmer verweise die höheren
Beamten zum Ausgleich der ihnen in den Pensions - und
den Reliktenversorgungsbezügen angesonnenen Verschlechte¬
rung auf ihren erhöhten Wohnungsgeldzuschuß ; allein
dieser und die Erhöhung ihrer Gehalte ermögliche allein ,
daß diese Kategorie von Beamten keinen Schaden erleide .
Was die vielfach behauptete Unzufriedenheit im Lande
anlange , so habe die Bevölkerung keine Angst vor dem
Schreckgespenst der Steuererhöhung und halte es Redner
mehr für die Verpflichtung der Mitglieder dieses Hauses ,
Beruhigung in das Land hinauszutragen , als hier immer
wieder auf den Fall einer Steuererhöhung zurückzukom¬
men . Der Abg . Schmitt mache Redner darauf aufmerk¬
sam , daß das Zwangsanlehen von 1866 lediglich wegen
eines Mangels an augenblicklich verfügbaren Geldern
nothwendig und schon im nächsten Jahre sammt 5 Proz .
Zins wieder zurückbezahlt wurde . Auch der Abg . Schmitt
habe von der endlichen Nothwendigkeit einer Steuerer¬
höhung gesprochen ; er übersehe , daß neben den direkten
und indirekten Steuern dem Lande auch die eben wieder
im Steigen begriffenen Einkünfte des Domänenärars zur
Verfügung stehen . Das Branntweinsteuergesetz , von welchem
der Abg . Schmitt in so abfälliger Weise gesprochen , sei
vop diesem Hause einstimmig angenommen worden und
habe man damals dem Herrn Finanzminister Dank ge¬
wußt , daß er dasselbe zu Stande gebracht . Der Abg .
Schmitt habe ferner von einem Gesammtaufwand von
1067 000 M . zu Gunsten von 9 000 Angestellten ge¬
sprochen ; hätte derselbe genauer sich orientirt , so würde
er gefunden haben , daß zu letzterer Zahl noch 3000
Lehrer hinzukommen ; solche Uebersehen sollte man sich
nicht zu Schulden kommen lassen . Der von dem Abg .
Wittmer angedeutete Antrag hätte jedenfalls nach außen
die Wirkung nicht gehabt , welche der Abg . Gerber dem¬
selben beizulegen scheine. Wenn schließlich gesagt worden
sei, unsere Beamten würden zu gut bezahlt , so seien die¬
selben in allen Nachbarstaaten mit alleiniger Ausnahme
von Württemberg mit seinen theilweise besonderen Ver¬
hältnissen besser gestellt . Redner empfiehlt nochmals An¬
nahme der Kommissionsanträge .

In der sich anschließenden Spezialdiskussion ergreifen
das Wort :

Zu 8 6 der Gehaltsordnung der Berichterstatter :
Die Regierung habe nachträglich den Vorschlag einge¬
bracht , dem 8 6 einen dritten Absatz beizufügen , dahin
lautend : „Soweit im Gehaltstarif für Beamte der
gleichen Benennung verschiedene Gehaltsklassen vorgesehen
sind , erfolgt die Einreihung der Beamten in diese Klassen
mit Beachtung der im Staatsvoranschlag genehmigten
Zahl der Stellen einer jeden Gehaltsklasse und nach
Maßgabe der durch landesherrliche Verordnung zu treffen¬
den Bestimmung über die zur Erreichung der oberen
Gehaltsstufen (Klassen) erforderlichen besondere Quali¬
fikation .

" Dieser Vorschlag hänge mit der von der
Kommission beschlossenen Beseitigung der Unterscheidung
in akademisch und nicht akademisch gebildete Beamte , so¬
weit diese Unterscheidung als Voraussetzung für das Vor¬
rücken in höhere Gehaltsbezüge in Betracht komme , zu¬
sammen , wodurch die Kommission ihrer Meinung habe
Ausdruck geben wollen , daß künftighin nur in ganz be¬
sonderen Fällen davon abgesehen werden solle , auch Be¬
amte , welche akademische Bildung nicht erlangt hätten ,
in die höheren Bezüge ihrer Dienerkategorie , vorrücken zu
lassen . So empfehle die Kommission auch den jetzigen
Vorschlag der Regierung unter der Voraussetzung zur
Annahme , daß die Regierung nicht etwa eine Regelung
dahin treffe , daß sie schlechtweg keine Beamten in die
oberen Gehaltsklassen vorrücken lasse, welche dem Erforder¬
nisse akademischer Vorbildung nicht genügten .

Abg . Fieser glaubt auf diesen Gegenstand noch etwas
näher eingehen zu sollen . Es habe die Kommission die
Unterscheidung zwischen akademisch gebildeten und nicht

akademisch gebildeten Beamten , insoweit von der akade¬
mischen Vorbildung das Einrücken in gewisse Gehaltsbe¬
züge abhängig gemacht werde , aus der Gehaltsordnung
bezw . dem Tarif grundsätzlich beseitigt . Veranlassung
hierzu habe die Bestimmung des Gehaltstarifs gegeben ,
wonach bei einer Anzahl bestimmter Stellen (Vorstände
der Strafanstalten , Revisionsvorstände bei Ministerien
und Mittelstellen , Vorstände der Centralverwaltungen von
Landesstiftungen und Vorstände der Universitätskassen ,
Vorstände von Blindenerziehungs - und Taubstummenan¬
stalten n . s . w . ) das Vorrücken in die Bezüge der Ge¬
haltsklasse l dieser Stellen nur Beamten mit akademi¬
scher Vorbildung ermöglicht sein sollte . Dem gegenüber
sei die Kommission der Ansicht gewesen , es sei nicht gut ,
innerhalb derselben Kategorie von Beamten eine der¬
artige Unterscheidung einzuführen , wonach die einen zwar
in höhere Bezüge vorzurücken in der Lage sein sollten ,
die andern aber nicht . Insbesondere erschiene eine solche
Regelung in denjenigen Fällen ganz ungerecht , wo z . B .
ein tüchtiger ehemaliger Offizier die Stellung eines Straf¬
anstaltsvorstandes bereits inne habe und nunmehr hinter
anderen akademisch gebildeten Vorständen gleicher Art
zurückstehen sollte . Deßhalb habe die Kommission die
ganze Unterscheidung zwischen akademisch und nicht aka¬
demisch gebildeten Beamten überhaupt aufgehoben und
an deren Stelle lediglich die Unterscheidung in eine Ge¬
haltsklasse 1 und ! l gesetzt , die Prüfung der Frage , ob
sie im gegebenen Fall einen Beamten in die höhere Ge¬
haltsklasse vorrücken lassen wolle , wiederum lediglich der
Regierung überlassend . Die Regierung habe gegen die
von der Kommission vorgeschlagene Aenderung anfäng¬
lich Bedenken gehabt , jetzt beantrage sie in dem zu 8 6
vorgeschlagenen Zusatz , für die Fälle der gedachten Art
Bestimmung dahin zu treffen , daß für das Vorrücken in
die oberen Gehaltsklassen zunächst die im Staatsvoran¬
schlag genehmigte Zahl der Stellen und sodann die durch
landesherrliche Verordnung zu normirende besondere Qua¬
lifikation maßgebend sein solle. Wenn nun diese zu er¬
lassende landesherrliche Verordnung den Inhalt haben
sollte, daß die besondere Qualifikation zum Vorrücken in
die höheren Gehaltsklassen für die bezeichneten Stellen
eben lediglich in der akademischen Vorbildung zu bestehen
habe , so würde auf diesem Wege wieder hergestellt , was
die Kommission gerade hätte beseitigen wollen . Daher
habe die Majorität in der Kommission dem vorliegenden
Anträge der Regierung nur unter der Voraussetzung zu¬
gestimmt , daß von Seiten der letzteren eine Erklärung
dahin abgegeben werde , daß es nicht im Sinne der Re¬
gierung liege , in den bezeichneten Fällen die Erlangung
akademischer Vorbildung zur alleinigen Voraussetzung des
Vorrückens in die oberen Gehaltsklassen zu machen, son¬
dern daß auch Beamten ohnss akademische Vorbildung
unter Umständen das Vorrücken in die Gehaltsklaffe 1
ermöglicht werde .

Finanzminister vr . Ellstätter vermag zwar im All¬
gemeinen eine beruhigende Erklärung im Sinne des
Herrn Berichterstatters , sowie des Herrn Abg . Fieser ab¬
zugeben , er müsse aber doch darauf Hinweisen , daß sich
nach dem Kommissionsberichte die vorwürfige Frage in
einem etwas anderen Lichte darstelle , als sie Nijch den
soeben gehörten Aeußerungen erscheine . Wenn die Regie¬
rung überhaupt bei einzelnen Stellen zwischen Beamten
mit und ohne akademische Vorbildung unterschieden habe , so
liege der Beweggrund hierfür darin , daß es tatsächlich
eine Reihe von Stellen gebe , welche je nach der Indi¬
vidualität von der einen und der anderen Kategorie von
Beamten gleich gut zu versehen seien . Es glaube aber
die Regierung , daß es nicht im Interesse des öffentlichen
Dienstes liegen würde , wenn lediglich aus Gründen der
Gehaltsordnung bei der geeignetsten Verwendung der
Beamten Schwierigkeiten entstehen würden . Wenn es
unter Umständen wünschenswerth erscheinen könne, einen
akademisch gebildeten Beamten in einer Stelle zu ver¬
wenden , welche gewöhnlich nicht von einem solchen ver¬
sehen werde , so müßte es doch als unbillig angesehen
werden , wenn derselbe deßhalb , z . B . der Bezirksfinanz¬
beamte , weil er in eine Revision versetzt worden sei , an
seinen Einkommensverhältnissen Einbuße erleiden sollte .
Umgekehrt könne der Fall Vorkommen, daß bei besonderer
Befähigung ein nicht akademisch gebildeter Beamter in
eine Stelle vorrücke , welche regelmäßig mit einem aka¬
demisch gebildeten Beamten besetzt sei ; daraus ließe sich
aber kein Grund ableiten , nunmehr die Bezüge aller mit
dem Bevorzugten auf einer Stufe stehenden Beamten ,
welche niemals die Befähigung zu einer solchen besonderen
Verwendung gehabt hätten , zu erhöhen . Aus diesen
Gründen habe die Regierung geglaubt , den akademisch
gebildeten Beamten für Fälle der bezeichneten Art ihre
Bezüge wahren zu sollen, während bei den nicht akademisch
gebildeten Beamten im gleichen Falle ein Bedürfniß nicht
vorliege , ihre Bezüge zu erhöhen . In letzterer Beziehung
sei die Regierung lediglich von einer finanziellen Erwägung
geleitet worden , welcher von Seiten der Kommission wohl
einige Beachtung hätte geschenkt werden dürfen . Redner
wolle der von der Kommission beschlossenen Beseitigung
der Unterscheidung zwischen akademisch gebildeten und nicht
akademisch gebildeten Beamten nicht entgegentreten und
könne er sich auch mit den bezüglichen Ausführungen im Kom¬
missionsberichte einverstanden erklären , insoferne dieselben
dahin gingen , daß die Festsetzung -der Vorbedingungen
für die Erlangung jeder Art von L -taatsämtern lediglich
Sache der Exekutive und daß es der Regierung insbe¬
sondere auch für die Zukunft unbenommen sei , die Ueber -
tragung gewisser höherer Stellen von der Erlangung
akademischer Bildung ausnahmslos abhängig zu machen,
nur daß bei dem Vorhandensein völlig gleicher Tüchtig¬
keit und Brauchbarkeit im Einzelfalle das Vorrücken
in die höheren Bezüge derselben Kategorie von dem Nach¬
weise akademischer Vorbildung nicht ausnahmslos abhän¬

gig gemacht werden sollte . Redner glaube , es werde
nicht in der Absicht der Regierung liegen , eine solche aus¬
nahmslose Bestimmung zu treffen , es werde vielmehr wohl
für ganz besondere Verhältnisse auch für den nicht aka¬
demisch gebildeten Beamten die Möglichkeit zugelassen
werden , in die höhere Gehaltsklasse vorzurücken .

Die Kommission spreche nun in den vorbezeichneten
Fällen schlechthin von einer Gehaltsklasse 1 und ll , und
nachdem zudem bei gewissen Beamtungen diese Unter¬
scheidung im Tarif bereits vorgesehen sei , habe die Re¬
gierung geglaubt

'
, daß an irgend einer Stelle ausgespro¬

chen werden sollte , welche Bedeutung diesen neu hinzu¬
getretenen Gehaltsklassen zukomme . Wo dasselbe von
Anfang an ohne weitere Bemerkungen im Tarife zur
Anwendung gebracht worden sei , habe dasselbe die Wir¬
kung , daß ein Beamter , der an der Reihe sei , in die
höhere Gehaltsklasse einrücke, sobald eine Stelle in dieser
frei werde ; es frage sich nun , ob die gleiche Wirkung
auch in denjenigen Fällen einzutreten habe , in welchen
der Entwurf den Besitz akademischer Vorbildung zur Vor¬
bedingung der Erreichung des höheren Gehaltsbezugs
gemacht habe . Dahin aber gehe weder die Meinung der
Regierung noch des Vorredners und der verehrlichen
Kommission . Vielmehr sei die Absicht der verehrlichen
Kommiffion früher schon dahin gegangen , daß die Regie¬
rung durch eine Verordnung festsetzen solle, unter welchen
Voraussetzungen das Vorrücken in die höhere Gehalts¬
klasse im einzelnen Falle erfolgen könne ; dabei spreche
jedoch die Kommission gegen die Großh . Regierung die
Erwartung aus , daß sie bei der Aufstellung dieser Vor¬
aussetzungen nicht unbedingt und ausnahmslos den Be¬
sitz akademischer Bildung zum Erforderniß für alle Fälle
des Vorrückens in die höhere Klaffe machen solle . Wenn
nun auch die zu erlafsende landesherrliche Verordnung
zweifellos das Erforderniß akademischer Bildung zur
regelmäßigen Bedingung des Eintritts in die 1 . Ge¬
haltsklasse für Fälle der bezeichneten Art machen werde ,
so glaube Redner doch , daß sich die Regierung ihrerseits
das Recht Vorbehalten werde , ausnahmsweise in Be¬
rücksichtigung einer , bei einem Beamten vorhandenen in¬
dividuellen und ausgezeichneten Befähigung für eine spe¬
zielle Dienstthätigkeit einen solchen Beamten in die obere
Gehaltsklasse auch dann vorrücken zu lassen , wenn es dem
Betreffenden an der sonst vorgeschriebenen Vorbildung
fehlen sollte . Damit werde sich der Herr Vorredner und
das Hohe Haus wohl beruhigen können .

Abg . Fieser ist von der Erklärung des Herrn Finanz¬
ministers befriedigt . Es sei die Absicht der Regierung ,
das Borrücken in die Gehaltsklasse I für die Regel von
der erlangten akademischen Vorbildung abhängig zu
machen , ausnahmsweise aber in besonderen Fällen auch
nicht akademisch gebildete Beamte zu der Gehaltsklasse I
zuzulassen . Etwas anderes habe die Kommission nicht
gewünscht .

Der Berichterstatter schließt sich der Erklärung des
Abg . Fieser an und beantragt Einverleibung der Erklä¬
rung des Herrn Finanzministers in das Protokoll .

Der Präsident sagt letzteres zu.
Zu 8 25 .
Abg . Schneider gibt der Erwägung der Regierung

anheim , ob nicht der Fall , in welchem ein Beamter , der
das Examen für die Oberbehörden des Militärverwal -
tnngsdienstes abgelegt hatte , unter Entbindung von der
sonst vorgeschriebenen Prüfung zur Anstellung gelangt sei ,
dem Falle des 8 25 Ziff . 2 gleichgeachtet und demgemäß
zu dieser Ziffer ein entsprechender Zusatz gemacht werden
sollte . Es gebe thatsächlich Eisenbahnbeamte , welche auf
Grund des von ihnen abgelegten Zahlmeisterexamens
und unter Entbindung von der vorgeschriebenen Prüfung
zur Eisenbahnverwaltung zugingen und nunmehr , weil sie
die Prüfung nicht gemacht hätten , unter Abth . X . fallen
würden , wenn man , was Redner befürworten möchte,
nicht eine Ausnahme zu ihren Gunsten machte .

Abg . Fieser steht dem Anträge des Abg . Schneider
sympathisch gegenüber . Es sei die Kommission ursprüng¬
lich so radikal vorgegangen , daß sie auch die Ablegung
einer Prüfung als Unterscheidungsmerkmal der Klassen¬
bildung im Tarife durchgehends gestrichen habe . Die
Regierung habe jedoch die Kommission zu überzeugen
vermocht , daß es künftighin nicht so unbillig sein werde ,
das Einrücken in die theilweise sehr beträchtlich erhöhten
Maximalgehalte der Abth . <1 und H von der Ablegung
einer Prüfung abhängig zu machen ; im Uebrigen solle
durch Uebergangsbestimmungen abgeholfen werden .

Finanzminister vr . Ellstätter ist im Augenblick außer
Stand , den Antrag des Herrn Abg . Schneider ganz zu
übersehen . Doch glaube Redner , daß , wenn ein Ange¬
stellter zwar nicht die heute vorgeschriebene , aber doch
eine andere gleichwerthige Prüfung bestanden habe , im
Wege des Vollzugs sich das erreichen lassen werde , was
der Herr Abg . Schneider anstrebe .

Abg . Schneider ist von der Erklärung des Herrn
Finanzministers befriedigt ; es handle sich seines Wissens
nur um zwei Personen , welchen das Examen erlassen
worden sei.

Abg . Fieser weist darauf hin , daß in den Kommissions -
Verhandlungen die Regierung mit der Kommission darin
einig gewesen sei , daß , wenn auf Grund vorhergehender
Ermittelungen über die Qualifikation eines Anwärters
diesem das Examen erlassen worden sei , dieser Fall
identisch mit demjenigen behandelt werden solle, in welchem
das Examen bestanden wurde . Man habe geglaubt , daß
für einen solchen Fall eine Bestimmung zu treffen über¬
haupt nicht mehr nöthig sei.

Finanzminister vr . Ellstätter widerspricht dem, denn
von allen denjenigen , welche jetzt in solchen Stellungen
sich befänden , würde gesagt werden können , daß ihnen
das erforderliche Examen erlassen worden sei. Redner
äußert sich nochmals , man werde gut thun , sich nicht in



Einzelfälle zu verlieren , sondern deren sachgemäßeste Be¬
handlung dem Vollzüge zu überlassen . Der 8 25 freilich
ziehe die äußerste Grenze : es handle sich hier um Be¬
amte , welche in eine geringere Klasse eingereiht werden

sollten als mit ihnen bisher gleichstehende ; diesen solle
gewährleistet werden , daß sie zu denjenigen Maximalbe¬
zügen sollten gelangen können , welche für sie erreichbar
waren , ehe die neuen Bestimmungen eingeführt worden .
Damit sei aber auch der Billigkeit genügt .

Abg . Fieser bleibt dabei , daß für solche Fälle , wo in
j >em betreffenden Dekret gesagt werde , daß Jemand unter
Erlassung der vorgeschriebenen Prüfung z . B . zum Bahn¬
expeditor ernannt werde , in der Kommission vereinbart
worden sei , daß dieselben den Fällen der bestandenen
Prüfung gleichgeachtet werden sollten . Der Herr Finanz¬
minister habe von anderen Fällen gesprochen .

Finanzminister l) r . Ellstätter : Es sei der Herr Ab¬
geordnete offenbar von den Petenten falsch belehrt . Redner
sei schon in der Kommissionssitzung zweifelhaft gewesen,
ob etwas derartiges in einem Anstellungsdekret habe Auf¬
nahme finden können , er habe sich inzwischen überzeugt ,
daß die bezügliche Behauptung der Petenten unrichtig
sei . In keinem Dekret stehe dies und könne es sich auch
in den vom Herrn Abg . Fieser besprochenen Fällen wohl
nur um thatsächliche Erlassung des Examens handeln .

Abg . Nopp bemerkt , daß auf diesen Paragraphen die
Petitionen der Bahnexpeditoren und -Assistenten sich be¬
ziehen . Nach den Bemerkungen zu Abth . 11 1 und 3
würden zu den genannten Gehaltsklassen nur diejenigen
Beamten der erwähnten Kategorien zugelassen , welche die
vorgeschriebene Prüfung bestanden hätten , diejenigen da¬
gegen ausgeschlossen , welche unter Erlassung der Prüfung
s . Zt . angestellt worden seien ; den letzteren werde durch
den jetzigen § 25 lediglich die Vergünstigung eingeräumt ,
daß sie in den ihnen jetzt zustehenden bezw . in Aussicht
gestellten Bezügen nicht verkürzt werden sollten . — Der
Ansicht des Herrn Finanzministers gegenüber , daß solche
Dekrete , in welchen die Ernennung unter ausdrücklicher
Erlassung der vorgeschriebenen Prüfung ausgesprochen
werde ,

'
überhaupt nicht vorkämen , vermöge Redner ein

Schriftstück zu verlesen , aus dem das Gegentheil hervor¬
gehe . Redner verliest einen Erlaß der Generaldirektion
der Großh . Staatseisenbahnen , worin einem Bahnbe¬
diensteten im Einverständniß mit dem Finanzministerium
mitgetheilt wird , daß er eine gewisse Stelle bei nächster
Eröffnung einer solchen unter Erlassung der vorgeschrie¬
benen Prüfung erhalten solle .

Finanzminister 1)r . Ellstätter weist darauf hin , daß
auch in diesem Falle in dem Dekrete selbst von einer
Erlassung der Prüfung nichts stehe , es handle sich hier
vielmehr nur um eine Mittheilung der Generaldirektion .

Abg . Nopp : Wenn diese Mittheilung auch kein
Dekret sei, so sehe sie doch einer Ernennung sehr ähnlich .
Thatsache sei , daß zwei an und für sich derselben Klasse
ungehörige Beamtenkategorien ganz verschiedenartig be¬
handelt würden ; während der eine Beamte in die Abth . H
eingereiht werde , werde der andere nach Abth . II um
3 Klaffen zurückversetzt und verkürzt . Es habe diese
Thatsache auch die gewiß mißliche Konsequenz , daß ein
nicht geprüfter Bahnexpeditor 1 . Klasse seinem eigenen
Assistenten , welcher die Prüfung bestanden habe , nach¬
stehen müsse . Insofern sei die Wirkung dieses Gesetzes eine
ungünstige und stimme dasselbe nicht mit der Versicherung
in Z . 136 des Beamtengesetzes überein . Daher scheine
auch Redner das Verlangen der Petenten , gleichfalls in
Abth . H Aufnahme zu finden , ein gerechtfertigtes zu sein .

Abg . Fieser : Was der Abg . Nopp zuletzt gesagt habe ,
sei durch den Kommissionsbeschluß bereits erledigt ; es sei
eine Unmöglichkeit , ganze Kategorien nicht Geprüfter in
die höheren Bezüge des Tarifs vorrücken zu lassen ; sie
müßten sich dabei beruhigen , daß ihnen durch die Be¬
stimmung des tz 25 Ziff . 3 wenigstens das Vorrücken
in ihr bisheriges Gehaltsmaximum gewährleistet sei . —
Was den Spezialfall des Nachlasses des Examens an¬
lange , so lege der Herr Finanzminister den Schwerpunkt
darauf , daß dies im Dekret steheu müsse ; allein Redner
sei der Ansicht, daß , wenn auf stattgehabte Ermittelungen
hin die Regierung die Zusicherung gebe , daß das Exa¬
men nachgelassen werden solle , auch dieser Fall dem
bestandenen Examen gleichgeachtet werden sollte . Im
Uebrigen sei Redner von der Erklärung des Herrn
Finanzministers , daß die Sache in entgegenkommender
Weise solle behandelt werden , befriedigt .

Finanzminister Ellstätter muß zugestehen , daß , wenn
durch besondere Verfügung der Generaldirektion im Ein¬
verständniß mit dem Finanzministerium die Anstellung
unter Nachlaß der Prüfung in Aussicht gestellt und dem¬
nächst auch erfolgt sei , dies die Sachlage einigermaßen
verschiebe. Redner behalte derartige Fälle der Regierung
zu besonderer Prüfung vor . Was im Uebrigen die Aus¬
führungen des Herrn Abg . Nopp angehe , so seien Redner
die betreffenden Beschwerdepunkte nicht neu , Hütten diese
Angestellten mit einer unangenehm berührenden Energie
ihre Sache verfolgt . Die Beschwerdeführer hätten viel
zu hohes Gewicht darauf gelegt , inwieweit sie gegenüber
anderen zurückgesetzt und nicht darauf , in wie hohem
Grade sie besser gestellt würden ; es liege für sie kein
Grund vor , sich zu beklagen . Redner habe die Bezüge
der Beschwerdeführer L und 0 , wie sich dieselben
auf Grund des Gesetzes vom Jahre 1876 gestalteten und
wie sie sich nach 8 25 der Gehaltsordnung künftig ge¬
stalten würden , zusammenstellen lassen ; es ergebe sich
folgendes Resultat : würde jetzt eine Pension von
880 M . , künftig eine solche von 1396 M . beziehen . L
jetzt eine solche von 1000 M . und künftig von 1836 M . ;
0 jetzt eine Pension von 1000 M . und künftig von
1506 M . Die Witwenbezüge würden betragen : bei ^
jetzt 640 M . , künftig 1176 M . ; bei L jetzt 640 M . ,
künftig 1176 M . ; bei 6 jetzt 400 M . und künftig 735 M .

Dazu komme die Verbesserung in den Aktivitätsbezügen ,
insofern sie bei befriedigender Dienstleistung die An¬
wartschaft erhielten , den Maximalbetrag auch thatsäch -

lich in bestimmter Frist zu erreichen . Was diesê Be¬
amten nicht erreichten , bestehe lediglich darin , daß für
andere , für welche eine bestimmte Prüfung vorge¬
schrieben sei und welche diese Prüfung bestanden
hätten , ein höheres Gehaltsmaximum festgesetzt sei.
Es könne sich aber ein Beamter dann nicht beklagen ,
wenn er nach den günstigsten Bestimmungen der bestehen¬
den Gesetzgebung behandelt und nur einer höheren Ge¬
haltsklasse nicht eilMreiht worden sei, für welche eben
gewisse Voraussetzungen bestünden , denen er seinerseits
nicht genüge . Man dürfe dem gegenüber auch nicht ein¬
wenden , daß dieser Beamte mit den ihm jetzt vorgezoge¬
nen bisher ein- und dieselbe Klasse gebildet habe ; er habe
eben immerhin nicht dieselben Voraussetzungen , wie die
letzteren erfüllt . Auch sei es nicht angängig , die betreffen¬
den Beamten während der Uebergangsperiode ausnahms¬
weise noch vorrücken zu lassen , denn darauf würden dann
später in ähnlicher Lage Befindliche sich berufen ; ein¬
mal müsse die neue Ordnung der Dinge in 's Leben ge¬
rufen werden ; wie die Sache jetzt geordnet werden solle,
bestehe ein Grund zur Klage nicht . — Redner müsse be¬
dauern , daß die Lichtseiten der Neuordnung so wenig an¬
erkannt und daraus der Eindruck hervorgerufen werde ,
daß durch das Gesetz doch keine Zufriedenheit bei den
Beamten erzielt werde . Er hoffe, daß seine Aufklärun¬
gen geeignet gewesen seien, die Ueberzeugung zu erwecken,
daß die Regierung allen Anforderungen der Billigkeit
gerecht zu werden gewillt sei .

Abg . Nopp hält es trotzdem für ungerecht , daß nun
doch alle vor dem Jahre 1867 Angestellten , ohne ein
Examen gemacht zu haben , in die höheren Gehaltsbezüge
einrückten , die nach dem Jahre 1867 Angestellten von dem
Vorrücken ausgeschlossen sein sollten , bloß weil sie eine
ihnen zudem nachgelassene Prüfung nicht gemacht hätten .

DerBerichterstatter stellt fest, daß denjenigen , welche
gewisse Stellungen inne hätten , ausreichender Schutz im
vollsten Maße gewährt werde . Redner hätte gewünscht ,
daß der Abg . Nopp nicht mit demselben Material auf
eine Frage zurückkomme, in welcher ihm in der Kommission
schon dasselbe entgegengehalten worden sei, was der Herr
Finanzminister soeben ausgeführt habe . Die Kommission
habe jedenfalls ihr volles Entgegenkommen für berechtigte
Wünsche gezeigt .

Der Präsident konstatirt , daß die Gehaltsordnung
mit derselben Schlußformel abzuschließen habe , wie jedes
Gesetz, sowie daß der Gehaltstarif , in dessen Spezialdis¬
kussion nunmehr eingetreten werde , als Beilage dieses Ge¬
setzes aufzufassen sei . Die Abstimmung werde somit inz
Ganzen erfolgen .

Zu Abtheilung des Gehaltstarifs .
Staatsminister vr . Turban : Wie schon der Herr

Berichterstatter in seiner einleitenden Rede angeführt habe ,
befinde sich die Regierung bezüglich des Gehaltstarifs in
voller Uebereinstimmung mit der verehrlichen Kommission ,
mit Ausnahme eines Punktes : hinsichtlich der Fixirung
des Gehaltes für die Stelle des Präsidenten des Ver¬
waltungsgerichtshofs habe eine Einigung nicht stattgefun -
den . Der Regierungsentwurf sehe für den Präsidenten
des Verwaltungsgerichtshofs wie für den des Oberlandes¬
gerichts und den der Oberrechnungskammer einen festen
Gehalt von 10 000 M . vor . Demgegenüber besage der
Kommissionsbericht , es könne sich die Kommission in ihrer
Mehrheit nicht damit befreunden , den bisherigen Gehalt
des Präsidenten des Verwaltungsgerichtshofs von 8 400
Mark auf 10000 M . zu erhöhen ; es werde zwar die
hohe Aufgabe des Verwaltungsgerichtshofs von keiner
Seite unterschätzt , auch nicht die Stelle eines Präsiden¬
ten desselben , sei sie doch die höchste , welche einem Ver¬
waltungsbeamten neben der eines Ministerialpräsidenten
als erreichbar in Aussicht stehe ; bei der ehemals stattge¬
habten gleichzeitigen Regelung der Bezüge der zuvor ge¬
nannten drei Beamten , welche eben dazu geführt habe ,
den Gehalt des Präsidenten des Verwaltungsgerichtshofs
um 1600 M . niederer anzusetzen wie denjenigen der
beiden andern , habe man die Bedeutung des Verwal¬
tungsgerichtshofes sowohl wie der Stelle seines Präsi¬
denten gleichfalls erkannt und gewürdigt ; Gründe zu
einer Aenderung dieser erst vor kurzem gemachten Rege¬
lung lägen nicht vor . Dem entgegen müsse aber Redner
zunächst berichtigend bemerken , daß keineswegs die Normst
rung der Gehalte der genannten drei Stellen gleichzeitig
erfolgt sei ; die Regelung der Besoldungsverhültnisse des
Präsidenten des Oberlandesgerichts und damit implicite
auch des Präsidenten der Oberrechnungskammer habe
durch das Richterbesoldungsgesetz vom 20 . Februar 1879
stattgefunden , während die Besoldung des Präsidenten des
Verwaltungsgerichtshofs mit 8 400 M . zufolge eines An¬
trags aus diesem Hohen Hause in das Gesetz über den
Verwaltungsgerichtshof vom 24 . Februar 1880 eingestellt
worden sei . Von einer gleichzeitigen und auch von einer
erst vor Kurzem erfolgten Regelung der Gehaltsverhält¬
nisse der genannten drei Beamtenstellen könne somit
von vornherein keine Rede sein,Weit mehr Gewicht aber lege Redner einem andern
Punkte bei . Durch das Verwaltungsrechtspflegegesetz vom
14 . Juni 1884 sei die durch das Verwaltungsgesetz vom
Jahre 1863 geordnete Zuständigkeit des Verwaltungs¬
gerichtshofs in ganz eminentem Maße erweitert worden ,indem demselben ein neuer Kreis weitgehender und politisch
bedeutsamer Aufgaben zugewiesen worden sei . Diejenigen
Herren , welche beim Zustandekommen des Gesetzes vom
Jahre 1884 mitgewirkt hätten , erinnerten sich , wie da¬
mals in diesem und in dem andern Hohen Hause in den
öffentlichen Verhandlungen und in den Kommissionsbe¬
richten gerave diese Neuerungen als großer , wesentlicher
und erheblicher Fortschritt in unserem Verwaltungsrechts¬

leben , in der Ausbildung unserer rechtsstaatlichen Ein¬
richtungen betrachtet und wie dieses Gesetz sogar als die
bedeutsamste Arbeit jenes Landtags bezeichnet worden sei.
Hätte schon der materielle Inhalt verschiedener anderer
Gesetze die Kompetenzen des Verwaltungsgerichtshofs
quantitativ erweitert , so habe denselben das Gesetz vom
Jahre 1884 mit Zuständigkeiten auf Politischem Gebiet
ausgerüstet , welche seine Stellung zu einer der wichtigsten
im Staate erhoben hätten . Jetzt erkenne der Verwal¬
tungsgerichtshof auch , und zwar in erster und letzter
Instanz , über Klagen gegen polizeiliche Verfügungen der
Bezirksämter und der Bezirksräthe , welche den Kläger
in seinen Rechten verletzten ; bislang sei hiergegen nur
die Berufung an die höhere Verwaltungsinstanz , nicht
aber an einen der Staatsregierung selbständig gegenüber¬
stehenden Gerichtshof mit allen Garantien richterlicher
Unabhängigkeit statthaft gewesen ; dem letzteren sei aber
damit in der öffentlichen Rechtssphäre ein wirksamer
Schutz der Staatsbürger gegen ungesetzmäßige und will¬
kürliche Behandlung seitens der Polizeiorgane übertragen .
Der Verwaltungsgerichtshof erkenne weiter gegen Ver¬
fügungen der Staatsaufsichtsbehörden , durch welche Ge¬
meinden , Gemarkungsinhabern , Bezirken , Kreisen , Kirchen -
und Schulverbänden eine ihnen nicht obliegende Leistung
auferlegt oder Beschlüsse dieser Körperschaften oder ihrer
Behörden als gesetzwidrig aufgehoben werden ; es bedeute
diese Kompetenz einen weitreichenden Rechtsschutz der
Autonomie der öffentlich-rechtlichen Körperschaften gegen¬
über der Staatsgewalt . Gegen Entschließungen der Ver¬
waltungsbehörden , welche die Dienstentlassung von Be¬
amten der unter der Städteordnung stehenden Gemeinden
aussprechen , stehe dem Entlassenen die Klage an den Ver¬
waltungsgerichtshof zu. Eine weitere politisch bedeut¬
same Aufgabe sei demselben in der Entscheidung über
das Stimmrecht , die Wählbarkeit und die Giltigkeit von
Wahlen bei Gemeinden , Bezirken , Kreisen und anderen
Korporationen , ja selbst bezüglich der Wahlberechtigungen
zu den Ständekammern jetzt zugewiesen.

Hieraus gehe doch unzweifelhaft hervor , daß sich seit
dem Jahre 1880 , wo der aus thatsächlichen Verhältnissen
herübergenommene Gehalt von 8400 M . in das Gesetz
eingestellt worden sei , die Bedeutung des Verwaltungs¬
gerichtshofs wesentlich gehoben habe und daß die Stellung
seines Präsidenten derjenigen des Präsidenten des Ober¬
landesgerichts und der des Präsidenten der Oberrechnungs¬
kammer völlig ebenbürtig sei . Daher sei die Regierung ,
als es sich um die Aufstellung der neuen Gehaltsordnung
handelte , darin einigZewesen , daß nunmehr auch äußerlich
eine Gleichstellung vollzogen werden müsse , welche iiw
Wesen der Sache wenigstens seit der Gesetzgebung von
1884 begründet sei . Redner will offen bekennen , daß
ihm als Minister des Innern , als Chef der inneren Ver -̂

waltung die Entschließung der Kommission sehr nahe
gegangen sei ; und wenn ihm kein Einfluß auf eine
Wiederherstellung der Regierungsvorlage dargeboten sei,
so habe er es für seine Pflicht gehalten und genüge er
einem Bedürfnisse seines Beamtengewissens , wenn er die
Gründe entwickelt habe , welche die Regierung zu ihrer
Anforderung geführt hätten .

Der Berichterstatter : Es sei ein Antrag , die Re¬
gierungsvorlage in diesem Punkte wieder herzustellen , in
der letzten Kommissionssitzung berathen worden ; die Ab¬
stimmung habe Stimmengleichheit ergeben ; so liege der
Beschluß dem Hohen Hause jetzt vor .

Zu Abth . 6 . O . -Z . 4 .
Abg . Strübe wünscht, daß die Amtsrichter in Abth . 6 . 4

Aufnahme fänden . Auch in der Kommission habe man
diese Frage erörtert , es seien die Ansichten aber getheilte
gewesen . Redner habe schon mehrmals darauf hinge¬
wiesen , welch wichtige Stellung die Amtsrichter in der
Rechtspflege einnehmen ; daher seien für diese Stellen die
entsprechenden Männer nicht nur zu gewinnen , sondern
auch zu erhalten ; wie jetzt die Skala sich darstelle , sei
aber die Verlockung nicht groß , in der Amtsrichterstel¬
lung zu verbleiben . Die Amtsrichter versuchten vielmehr
so bald wie möglich in die Kollegialgerichte zu kommen .
Und doch sei die Verantwortung der Amtsrichter in
manchen Beziehungen eine viel größere wie diejenige der
Mitglieder eines Kollegialgerichts . Redner habe der Sta¬
tistik von 1886 entnommen , daß in dem genannten Jahr
an bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ihre Erledigung fan¬
den beim Oberlandesgericht 530 , bei den Landgerichten
5 300 , bei den Amtsgerichten 34 000 , während Straf¬
prozesse abgewandelt wurden beim Oberlandesgericht 102 ,
bei den Landgerichten 3 583 , bei den Amtsgerichten
44 427 ; diese Zahlen sprächen denn doch immerhin für
die Amtsgerichte . In allen deutschen Ländern seien die
Amtsrichter den Landgerichtsräthen gleichgestellt , jetzt sei
der Moment gekommen, denselben auch bei uns die rich¬
tige Stelle zuzuweisen . Redner könne einen Antrag nicht
stellen , weil es ihm an der nöthigen Unterstützung fehle ,
er hege jedoch die stille Hoffnung .^ rß ein bezüglicher An¬
trag in dem andern Hohen Hause werde gestellt werden .

Abg . Fieser : Was den zuletzt geäußerten stillen
Wunsch des Herrn Vorredners anlange , so vergesse der¬
selbe augenscheinlich , daß es sich um eine Kategorie von
Beamten handle , welche wohl demnächst bis zu 102 an -
wachsen werde , und daß , wenn der Herr Finanzminister
die Zahl nennen würde , welche die Verwirklichung dieses
Wunsches kostete , daran die ganze Gehaltsordnung schei¬
tern könnte . Man bedenke doch , daß hinter demselben
Bestreben noch 250 Professoren der Mittelschulen stehen
und daß auf dem Wege für diese Gesellschaft auf einmal
150 - bis 160000 M . in das Budget herein kommen
könnten . (Heiterkeit .) Uebrigens sei über diese Frage in
der Kommission nicht herhandelt , vielmehr nur erörtert
worden , ob die Dienstzulage von 500 M . für den auf -
sichtführenden Richter bei den größeren Amtsgerichten
nicht schon bei den Amtsgerichten mit mehr als 2 Rich --



tern Platz greifen solle ; ein diesbezüglicher Antrag sei
aber in der Kommission mit Stimmengleichheit abgelehnt
worden . An einzelnen vielbeschäftigten Amtsgerichten
werde die erste Stelle immer von einem Manne besetzt
sein , welcher auch in Bezug auf praktische Erfahrung der
Stelle voll und ganz gewachsen sei ; hier sei dafür ge¬
sorgt , daß der Stelle tüchtige Kräfte auch für die Dauer
erhalten bleiben ; der dienstaufsichtführende Amtsrichter
an einem mit mehr wie 3 Richtern besetzten Amtsgericht
könne genau denselben Bezug einnehmen wie der dienst-
älteste Landgerichtsrath . Es sei aber nicht möglich , die
Amtsrichter in den Bezirken so zu dotiren , daß sie das
Einzelrichterthum dem Eintritt in ein Landgericht vor¬
zögen ; von jeher sei es bei uns Tradition gewesen, nach
vollendeter wissenschaftlicher und praktischer Durchbildung

als Amtsrichter den Eintritt in das Landgericht zu erstreben .
Soweit aber Anfänger auf den Amtsrichterstellen säßen ,

könnten dieselben auf höhere Bezahlung keinen Anspruch
erheben . Wohl habe auch der Amtsrichter gegebenen Falls
über die Freiheit der Person zu entscheiden , allein es lasse
sich sein Geschäftskreis doch entfernt nicht vergleichen mit
demjenigen des Landgerichtsraths , welcher nicht nur als
Beisitzer , sondern auch als Vorsitzender des Handelsge¬
richts , als Vorsitzender des Schwurgerichts und der Straf¬
kammer ganz bedeutende Funktionen auszuüben habe ; er
vermöge , wenn auch mit getheilter Verantwortung , bis zu
15 Jahren Zuchthaus zu erkennen . Mit Rücksicht auf die
den dienstaufsichtführenden Amtsrichtern an den größten
Amtsgerichten eingeräumte Besserstellung , auf das den
Amtsrichtern schon jetzt Gewährte und ihre kolossale Aus¬

sicht auf Beförderung glaube Redner , daß kein Grund
vorliege , hier mehr zu bewilligen , als jetzt schon beantragt
sei . Nur bezüglich der mehrbesetzten Amtsgerichte hätte
Redner gewünscht , daß in dem bereits angedeuteten Sinne
etwas weiter gegangen werde . Allein jeder tüchtige Amts¬
richter vermöge bei der ihm sicheren Beförderung zum
Landgerichtsrath in höhere Gehaltsbezüge einzurücken .
Dazu aber sei die Gehaltsordnung nicht da, um gewissen
Amtsrichtern in größeren Städten , welchen Beförderungen
schon vergeblich angeboteil worden seien, das Warten auf
die ihrer Liebhaberei entsprechende Stelle möglichst
genehm zu machen . (Schluß folgt . )

an -

Verantwortlicher Redakteur : Wilhelm Harder in Karlsruhe .

Handel und Verkehr .
Dandelsberichle .

Köln , 2 . Juli . Weizen , hiesiger , loco 19 .25 , fremder ,
loco 19 .75 , per Juli 18 20 , per November 17 .60 . Roggen ,
hiesiger loco 14 .25 , 5 euider , loco 14.75 , per Juli 12 .95 , per
November 13 .55 . Rüböl per 100 leg loco 49 .60 , per Oktober
49 .40 . Hafer , hiesiger , loco 14 .—.

Bremen , 2 . Juli . Petroleum-Markt . Schlußbericht . Stan¬
dard white loco 6 .55 . Fest . Amerikanisches Schweineschmalz ,
Wilcox , nicht verzollt , 40.^

K^ RR ^ onweMitnthe: i hoiiaiw .
x — » Rml. r Sulden ö. W. — S Rml.. I Franc — so Pf».

Antwerpen » 2 . Juli . Petroleum -Markt . Schlußbericht .
Raffinirtes , Type weiß , disvon . 16'/« , per Juli 16' ,per
August 16"/, , per Sept . - Dez . 16"

4 . Still . Amerikanisches
Schweineschmalz , nicht verzollt , dispon . , 96 ' /, Frcs .

Paris , 2 . Juli . Rüböl Per Juli 56 .25, per August 56 .50 ,
Per September - Dezember 56 .75, per Januar -April 56 .75 . Beh .
— Spiritus per Juli 43 .25 , per Januar - April 41 .50 . Beh . —
Zucker, weißer , dispon .» Nr . 3 , per 100 Kil -, per Juli 41 .30, per
Okt .-Jan . 35 .60 . Still . — Mehl , 12 M . , per Juli 52 .50 , Per
Aug . 52 .80 , Per Sept .-Dezbr . 53 .50, per Nov . - Febr . 53 .75.
Träge - — Weizen per Juli 24 .25 , per August 24 .25, per Sept .-

Dez . 24 .25 , per Nov .-Febr . 24 30 . Still . — Roggen per Juli
13.75, per Aug . 13.75, ver Sept . -Dezbr . 13.80, per Nov . - Febr .14 .25 . Still . — Talg 62 .—. Wetter : bedeckt .

New - Aork, 1 . Juli. ( Schlußkurse . ) Petroleum in New-
Uork 7 ' /, , dto . in Philadelphia 7 '/, . Mehl 2 .90 , Rother Winter -
weizen 0 .88", 5, Mais (New ) S3V„ Zucker fair refining Muscov .4"/«, Kaffee , fair Rio 15 , Schmalz (Wilcox ) 8 .50 , Getreide¬
fracht nach Liverpool 1"/«.

Baumwolle -Zufuhr vom Tage 1000 B . , dto . Ausfuhr nachGroßbritannien 16 000 B . , dto . nach dem Tontinent — .
Frankfurter Kurse vom 2 . ZuU 1888 . t «tr«

81 .52 !Elis .Il .Em .8inz -B .Slbr .fl . — .- 6 SouthernPacisic ot C M . 112 .90Mein .Pr .Pfdbr .Thlr . 100 126." ' - -
.20 3OldenburgerThlr . 40 133.
20 4Oesterr .v . 1854fl . 250 —.
70 5 , V.1860 , 500 117.
70 .4Raab -GrazerThlr . 100 —.

- 80 Mg , I P,d . ^ 20 Rml., 1 » oltür - 4 Rvü. «»2rukrl — 8 Rink , so Mg . , I Marl Bank — 1 Rmk . «0 !
Dollars in Gold

"
Tli

20 Fr .-St . igZ ,
souvereigns 20 .3tObligationen «ab Industrie

Aktie ».
4Karlsruber Obl . v . 1879 —
^ Mannheimer Obl . —
4Freiburg , —
4Konstanzer , —
Ettlinger Spinnerei o . Zs . 1316t
Karlsruh . Maschinenf . dto . 134 -
Bad . Zuckers. , ohne Zs . 81 . 7«
» «L? ^ ^ -Wön -20 °/oE » . 195 . -4 Rh . Hypoth .-Bank 50 " °

bez . Thi . 127 .8<5 Westeregeln Alkali 158
'
-

öHyP . Obl . d . Dortmund .
Union no .5t

5Hyp . Anl . d . Oest . Alpin
Montgs 9g i (

Reichsbank Discont 3«/
Frankf .Bank .Discont g«/

Tendenz : - .

Staatspapiere .
Baden 4 Obligat , fl . —

, 4 „ M . 105 .20
, 4 Obl . v . 1886 M . —

Bayern 4 Oblig . M . 107 .20
Deutsch !. 4 Reichsanl . M . 107 .90

. 3Ve .. 102 .90
Preußen4 °

„ Consols M . 107 .10
„ 3»/rkons . St .-Anl .M . 103 .50

Wtbg . 4' /, Obl . 78,79 M . - .-
„ 4 Obl v . 75/80 M . 105 -

Oesterreich 4 Goldrente fl . 91 .50
„ 4' /zSilberr . fl. 67 50
. 4 ' /- Papierr . fl- 66 . 10
„ 5Papierr . v . 1881 78.50

Ungarn 4 Goldrente fl . 84 20
Italien 5 Rente Fr . — .—
5"/g Rumänische Rente 93 .60
Rumänien 6 Obl . M . 105 .50
Rußland 5Obl . v . 1862 -k 98 . -

» 5Obl . v- 1877M . - .-
„ 511 Orientanl .P R . 59 .70
» 4 Cons . v - 1880 R . 83 .90

Serbien 5 Goldrente
Schweden 4 in M .
Span . 4 Ausländ . Rente
Schw . 4°/oBernv . 1885Fr .
Egypten 4 Unif . Obligat .

Bank-Aktie «.
4' /- Deutsche R .-Bank M .
4 Badische Bank Thlr .
5 Basler Bankverein Fr .
4 Darmstädter Bank fl . ,
4 Disc .-Kommand . Thlr .
5 Franks . Bankvcr . Thlr .
5 Oest . Kreditanstalt fl.
4 Rhein . Kreditbank Thlr .
5 D . Effekt - u . Wechsel-Bk .

40 "/o einbezahlt Thlr .
Eisenbahn-Aktie«.

eidelberg -Sveier Thlr .

73 .—!
101 .70^
83 40 5

5
139 .405

5
5

U9 .50
152 . -
153 90
216 40

128 .60
201 . —
170"/t

. 190 ' /«
8l "/4

132
151 ' ,

4
4
4 Meckl . Frdr
4 ' /, Pfälz . Max -Bahn fl
4 Pfalz . Nordbahn fl.
Elisabeth Pr . -Akt . fl .

eff. Ludw .-BahnThlr.
.-Franz M.

254 ' /-,
12280

!
120 .30
'

35 . - !
104 .40
165 .20 .

106 .30 !

4 Gotthardbahn Fr
5 Böhm . West-Bahn fl .
5 Gal . Karl -Ludw .-B . fl.

Oest .Franz -St .- Bahn fl.
Oest .Süd -Lombard fl.
Oest . Nordwest fl.

. , 1,it .8 fl.
Rudolf fl.
Etsenbahn-PrioritSte «.

4 Elisabeth steuerfrei ß . 101.90
5 Mähr . Grenz -Bahn fl . 69 . —
5 Oest .Nordwest -Gold -

Obl . M . 107 .50
5 Oetz .Nordw . lüt L . fl . 86 .90 .
5 Oest .Nordw . Ult. 8 . fl . 85 .60
4 Vorarlberger fl . — .—
3 Raab -Oedenb . Ebenf . Gold

steuerftei M . 66 50
4Rudolf (Salzkgut ) i . Gold >

steuerfrei 101 .40 ;
6 Buffalo N.-A. u. Phil.

Cons. Bonds

:r . 107.
104
103.
104
59.

81 .!

5 Gotthard IV Ser .
l4 ^ --
4 Schweiz . Central
5 Süd -Lomb . Prior , fl.
3 Süd -Lomb . Prior . Fr .
5 Oest . Staatsb .-Prior . fl.
3 dto . I - VIII K . Fr .
.3 8ivor . I-it . ! ' ,vlu . v2 Fr . 66
!5 Toscan . Central Fr . 105
5 Westsic . Eisb .1880stfr .Fr . 103

Pfandbriefe .
4RH . HYP.-Bk .-Pfdbr . -
5 Preuß .Cent .-Bov .-Tred .

verl . LlloM . —
4 dto . . L100M . —
4' /,Oest .B .-Lrd .-AnstR . -
'5 Äuff .Bod .-Cred .S .R . -
4 ^/sSüd -Bod .-Cr .-Pfdb . _
i Verzinsliche Loose .
3 ' Möln -Mind .Thlr . 100 135

>4 Bayrische , 100 140.
!4 Badische . 100

102 .80

.30

.40

30 Unverzinsliche Loose
! per Stück .

90 Braunschw . Thlr .20-Loose 99.
50 Oest .fl . 100-Loose v . 1864 280
80 Oesterr .Kreditloosefl . 100
70 ! von 1858 300

Ungar .Staatsloosefl . 100 222
Ansbacher fl .7- Loose 34
Augsburger fl. 7-Loose 27.
Freiburger Fr . 15 -Loose 31
Mailänder Fr . 10-Loose 16.20 !
Meininger fl. 7-Loose 26 . —
Schweb. Thlr .-10-Loose — .—

Wechsel «nd Sorten .
Paris kurz Fr . 100 80 .65
Wien kurz fl. 100 163 . — >
Amsterdam kurz 100 fl . 169 .05
London kurz 1 Pf . St . 20 .38,

60

.80

.70 !

.20 .
30^

.!

O .476 . Gemeinde Laudenbach . Amtsgerichtsbezirks Weinheim .

Oefferrtliche Aufforderung
zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs - und

Unterpfändsrechten.
Diejenigen Personen , zu deren Gunsten Einträge von Vorzugs - und Unter¬

pfandsrechten länger als 30 Jahre in den Grund - und Unterpfandsbüchern
der Gemeinde Laudenbach » Amtsgerichtsbezirks Weinheim »

eingeschrieben sind, werden hiermit auf Grund des Gesetzes vom 5. Juni 1860,
dieBereinigung der Grund - u . Unterpfandsbüchcr betr . ( Reg .Bl . S . 213 ) , und des
Gesetzes vom 28 . Januar 1874 , die Mahnungen bei diesen Bereinigungen betr .
(Ges .- und V .-Bl . S . 43 ) , aufgefordert , die Erneuerung derselben bei dem
unterfertigten Gewähr - und Pfandgerichte unter Beobachtung der im 8 20 der
Vollzugsverordnung vom 31 . Januar 1874 (Ges .- und V .-Bl . Seite 44) vor¬
geschriebenen Formen nachznsuchen , falls sie noch Ansprüche auf das Fortbe¬
stehen dieser Einträge zu haben glauben , und zwar bei Vermeidung des Rechts¬
nachtheiles , daß die

innerhalb sechs Monaten nach dieser Mahnung
nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden .

Dabei wird bekannt gemacht , daß ein Verzeichniß der in den Büchern ge¬nannter Gemeinde seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge in
dem Gemeindehause zur Einsicht offen liegt , und daß diese öffentliche Verkündi¬
gung der Mahnung als Zustellung an alle , auch die bekannten Gläubiger gilt .

Laudenbach , den 27 . Juni 1888.Das Gewäbr - und Pfandgericht. Der Bereiniaungskommissär:Eberle . Wolfs , Rathsckrerber.
Bürgerliche Rechtspflege.

Konkursverfahren .
O .486 . Nr . 8158 . Emmendingen .

Ueber den Nachlaß des Hammerschmieds
Christian Reifsteck von Nimburg
wurde heute am 30 . Juni 1888 , Nach¬
mittags 4 Uhr, das Konkursverfahren
eröffnet.

Herr Bürgermeister Hohbielcr von
Nimburg wurde zum Konkursverwalter
ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum
26 . Juli 1888 bei dem Gerichte anzu¬
melden .

Es wurde zurBeschlußfassungüberdie
Wahl eines andern Verwalters , sowie
über die Bestellung eines Gläubiger¬
ausschusses und eintretendenFalls über
die in 8 120 der Konkursordnung be¬
zeichnten Gegenstände auf Montag ,16 . Juli 1888 , Vormittags 9 Uhr ,und zur Prüfung der angemeideten For¬
derungen auf Montag den 6 . Au¬
gust 1888 , Vormittags 9 Uhr , vor
dem Großh . Amtsgericht Emmendingen
Termin anberaumt .

Allen Personen , welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse etwas schuldig
sind , wird aufgegeben , nichts an die
Erben des Schuldners zuverabfolgenoder
zu leisten , auch die Verpflichtung auf¬
erlegt, von dem Besitze der Sache und
von den Forderungen , für welche sieaus der Sache abgesonderte Besriedi-
gung in Anspruch nehmen , dem Kon¬
kursverwalter bis zum 16 . Juli 1888
Anzeige zu machen .

Emmendingen . 30 . Juni 1888 .Der Gerichtsschreiber
des Großh . bad . Amtsgerichts :

Jäger .
O .483 . Nr . 13,598 . Freiburg . In

dem Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Kaufmanns Jakob Schnel¬
ler dahier ist in Folge eines von dem
Geweinschuldner nochmals gemachten
Vorschlags zu einem Zwangsvergleiche
Vergleichstermin auf '

Dienstag den 31 . Juli 1888,
Vormittags 9 Uhr »

vor dem Großh . Amtsgericht Hierselbst, !

Zimmer Nr . 81 , anberaumt . >
Freiburg » den 29 . Juni 1888.

Dirrler ,
Gcrichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts.

Vermögensabsondernng.
O .484 . Nr . 21,855 . Pforzheim .

Durch Urtheil Gr . Amtsgerichts dahier
vom 30 . Juni d . Js . wurde die Ehe¬
frau des Fabrikanten Jakob Erhardt ,
gegen welchen das Konkursverfahren
eröffnet ist, Thekla , geborne Wunderlich
dahier , für berechtigt erklärt , ihr Ver¬
mögen von dem ihres Ehemannes ab -
zusondern . Pforzheim , 1 . Juli 1888.
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Rittelmann .
Entmündigung.

O .471 . Nr . 21,473 . Pforzheim .
Durch Beschluß Großh . Amtsgerichts
vom 28 ., Mai d . I . , Nr . 17,826 , wurde
der ledige Christian Schmidt vonDürrn wegen Geistesschwäche entmün¬
digt und unterm Heutigen Jakob Glöck¬ler , Landwirth von Dürrn, als dessenVormund ernannt .

Pforzheim , den 28 . Juni 1888.
Großh . bad . Amtsgericht.

Neckel .
Verbeiständung .

O .472 . Mannheim . Das Großh .
Amtsgericht Mannheim V hat mit Be¬
schluß vom 8 . Juni d . I . , Nr . 35,458,verordnet:

Der volljährige ledige Kaufmann Löb
Kaufmann von Ilvesheim soll ohne
Beiwirkung eines Beistandes für die
Zukunft weder Vergleiche schließen, An¬
lehen aufnehmen, angreifliche Kapitalien
erheben , dafür Empfangsscheine geben
und Güter veräußern oder verpfänden,
noch hierüber rechten.

Mannheim , den 27 . Juni 1888.
Großh . Amtsgericht V.

Stein .
Erbvorladnngen.

P .268 . Achern. Maria Anna , geb.Meier , Ehefrau des Friede. Gutsch
von Sasbach , oder deren Rechtsnach¬
folger, unbekannt wo abwesend in Ame¬
rika , sind zur Berlaffenschast auf Ab¬
leben der Josef Meier Witwe, Regina ,
geb . Madlinger in Sasbach , gesetzlich
mitberufen.

Dieselben werden hiermit aufgefor¬
dert, ihre Ansprüche an diesen Nachlaß

binnen drei Monaten
von heute an bei dem Unterzeichneten
geltend zu machen , widrigenfalls die
Erbschaft Denen zugetheilt werden wird,
welchen sie zukäme » wenn die Geladenen
zur Zeit des Erbanfalls nicht mehr am
Leben gewesen wären.

Achern » den 25 . Juni 1888.
Der Großh . Notar :

A . Fuchs .
P .266 . Emmendingen . Jakob

Hecklinger , Sohn des verstorbenen
Küfers Jakob Hecklinger von Jhringen
und unwissend wo abwesend , ist zur
Erbschaft der in Malterdingen verstor¬
benen Josef Bieninger Witwe , Anna
Maria , geb . Hecklinger , mitberufen.

Derselbe wird hiermit zu den Thei-
lungSverhandlungen mit Frist von

drei Monaten
mit dem Bemerken vorgeladen , daß ,
wenn er sich zur Erbschaft nicht mel¬
det , solche lediglich Denjenigen würde
zugetheilt werden , welchen sie zukäme ,
wenn er zur Zeit des Erbanfalls nicht
mehr am Leben gewesen wäre .

Emmendiiigen , 27 . Juni 1888.
Großh . Notar

Bleyler .
P .260 . Triberg . MathiasBrüstle .

Bierbrauer von Reichenbach , zur Zeit
an unbekannten Orten abwesend , ist
am Nachlasse seines in Schrambcrg
verstorbenen Sohnes, Wilhelm Brüstle ,
erbberechtigt .

Derselbe wird hierdurch zu den be¬
tr cssendenVerlaff ensch aftsverhandlungen
mit Frist von

drei Monaten
und mit dem Anfügen anher vorgela¬
den , daß bei seinem Nichterscheinen die
Erbschaft Denen zugetheiltwerden wird,
welchen sie zukänie , wenn der Borgela¬
dene zur Zeit des Erbanfalls nicht mehr
am Leben gewesen wäre.

Triberg , den 30 . Juni 1888.
Großh . Notar

Kiefer .
Zwangsversteigerung.

P .264 . 1 . Ettlingen .

Steigerungs -
Ankündigung.

Infolge richterlicher Verfügung wird
dem Friedrich Raupp , Bäcker von
hier , z . Zt . an unbekannten Orten ab¬
wesend, und seiner sampitverbindlichen
Ehefrau , Margaretha, geborne Groß
hier , am :

Samstag dem 28 . Juli d . I . ,
Vormittags 8 Uhr ,

im hiesigen Rathhaus ein zweistöckiges
Wohnhaus mit gewölbtem Keller und
Stiegcnhaus, Nr . 255 in der Lauergasse
hier , neben der Gemeinde und Wolf
Bodenheimer, geschätzt zu . 5500 M .,
öffentlich zu Eigenthum versteigert , wo¬
bei der endgiltige Zuschlag erfolgt, wenn
der Schätzungsvreis oder mehr geboten
wird.

Nachricht hievon erhält der Schuld¬
ner mit dem Bemerken , daß :

a . der Erlös vom Tage des Zu¬
schlags an mit 5 "

o zu verzinsen
und baar zu zahlen ist ;

I>. wenn der Schuldner Versteigerung
auf Zahlungszieler wünscht , er

eine schriftliche Einwilligung des
Gläubigers oder eine vor den letz¬
ten acht Tagen vor der Verstei¬
gerung nachzusuchende richterliche
Verfügung beizubringen habe ;

e . etwaige Einwendungen gegen diese
und die weiteren Steigerungsbe¬
dingungen , wie auch gegen die
Schätzung vor Ablauf der letzten
acht Tage vor der Versteigerung
bei Großh . Amtsgericht hier vor-
zubringen sind .

Zugleich wird dem Schuldner auf¬
gegeben , einen am Orte des Gerichts
wohnenden Gewalthaber aufzustellen , an¬
sonst alle weiteren Verfügungen mit der
gleichen Wirkung , wie wenn sie dem
Schuldner eröffnet wären, an der Ge¬
richtstafel Ettlingen angeschlagen wür¬
den . >

Ettlingen , den 27 . Juni 1888.
Großh . Notar

Heß.
Strafrechtspflege .

Ladungen .
P . 242 . 1 . Nr . 5029 . Neustadt .

Ulrich Jäger , Landwirth , geboren am
4 . Juli 1859 zu Oberschwaudorf , Amts
Stockach , zuletzt in Dittishausen , wird
beschuldigt , als Wehrmann der Land¬
wehr ohne Erlaubniß ausgewandert zu
sein ,

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
des Strafgesetzbuchs . «

Derselbe wird auf Anordnung des
Gr . Amtsgerichts Hierselbst auf :
Freitag den 14. SeptemberIl888 ,

Vormittags 8 ' /« Uhr ,
vor das Großh . Schöffengericht Neustadt
zur Hauptverhandlung geladen .

Bei unentschuldigtemAusbleiben wird
derselbe auf Grund der nach 8 472 der
Strafprozeßordnung von dem Königl .
Bezirkskommando zu Donaueschingen
ausgestelltenErklärung verurtheilt wer¬
den.

Neustadt , den 27 . Juni 1888.
DerGerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

I . V.
Deutz.

P .245 .2 . Nr . 4919 . Neckar bischofs -
heim . Schlosser Andreas Ott von
Neidenstcin , zuletzt wohnhaft daselbst ,
wird beschuldigt , als beurlaubter Re¬
servist ausgewandert zu sein, ohne von
der bevorstehenden Auswanderung der
Militärbehörde Anzeige erstattet zu
haben - Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
Strafgesetzbuch . - Derselbe wird auf
Anordnung des Gr . Amtsgerichts
hierselbst auf Mittwoch den 22.
August l . J . , Vorm . 9 Uhr , vor
das Gr . Schöffengericht Ncckarbischofs »
heim zur Hauptverhandlung geladen .
Bei unentschuldigtem Ausbleiben wird
derselbe auf Grund der nach 8 472 der
Strafprozcßordnung von dem Königl .
Landwehrbezirkskommando zu Bruchsal :
ausgestellten Erklärung verurtheilt wer -
den. Neckarbischofsheim , 25 . Juni 1888.
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Äaumann .
P .230 .2 . Nr - 6305 . Achern . Der

33 Jahre alte Landwirth Karl Bur¬
ger von Sasbach , zuletzt wohnhaft da¬
selbst, wird beschuldigt , als Wehrmann
der Landwehr ohne Erlaubniß ausge¬
wandert zu sein,

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
des Strafgesetzbuchs .

Derselbe wird auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf
Samstag den 1 . September 1888,

Vormittags 9 Uhr ,vor das Großh . Schöffengericht Achern
zur Hauptverhandlung geladen .Ber unentschuldigtemAusbleiben wird
derselbe auf Grund der nach 8 472 der
Strafprozeßordnung von dem Königl .
Landwehrbezirks- Kommando Rastatt
ausgestellten Erklärung verurtheilt wer¬
den.

Achern , den 24 . Juni 1888.
Steinbach ,

Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts .
P 280 . Scct . Illb , Nr . 1332 . Frei -

bu rg . Nicodem Strzoda , geboren 30.
Juli 1866 zu Krzanowitz , beheimathet
zu Brzezma , Kr . Beuthen , Schlepper »und Josef Brzezina , geb . 15 . August1865 zu Brzezina , dort beheimathet ,Schlepper . Beide Musketiere vom 4.Wests . Jnf . Reg . Nr . 17 . werden auf¬
gefordert , sich sofort , spätestens aber
zu dem auf

Dienstag den 23 . Oktober 1888,
, Vormittags 10 Uh r,im hiesigen Divisionsgerichtslokal an¬

beraumten Termine zu gestellen , widri¬
genfalls sie nach geschlossener Unter¬
suchung in ihrer Abwesenheit für fah¬
nenflüchtig erklärt und zu einer Geld¬
buße von 150 - 3000 Mark verurtheiltwerden .

Freiburg , den 2 . Juli 1888 .
. Königl . Gericht der 29 . Division .

P .247 . J . Nr . 2303 . Karlsruhe .Der Kanonier Julian Maire der 4.Batt . rie des 1 . Badischen Feld-Artillc-
rie -Regiments Nr . 14 , geboren den 1 .September 1867 zu Ay , Kreis Metz ,Lothringen, der Fahnenflucht verdächtig ,wird hiermit zu seiner Verantwortung
auf Montag den 15 . Oktober 1888,Vormittags 10 Uhr ,mit der Verwarnung vorgeladen, daß erim Falle seines Ausbleibens in contu¬
maciam für fahnenflüchtig erklärt und
zu einer Geldstrafe von 150— 3000 Mk.
verurtheilt werden wird.

Karlsruhe , den 29 . Juni 1888 .Das Königliche Gericht des 14 . Armee -
Corps.

Bekanntmachung .
P .281 . Nr . 10,724 . Schwetzingen .Am 29 . Juni ds . Js . , Abends 6 Uhr,wurde bei Altlußheim am rechten Rhein¬

ufer die Leiche eines etwa Ivjähri -
gen Mädchens , welches allem Anschein
nach mehrere Tage zuvor beim Baden
ertrunken war , gelandet.

Das Kind hat rothe Haare , welche
in einen Zopf geflochten , am Hinterkopf
zu einem Neste aufgesteckt sind . Um
den Hals trug es eine dünne Schnur ,an welcher ein Herz von blaue » Glas¬
perlen , in Blei eingefaßt , hing . Um
die Lenden war ein rothes , weiß ge¬
tüpfeltes Taschentuch ohne Namenszug
gebunden .

Diese Erkennungszeichensind im Rath¬
hause zu Altlußheim aufbewahrt.

Um die Feststellung der Identität zu
ermöglichen , wird um Mittheilung von
Namen und Heimath des verunglückten
Kindes gebeten .

Schwetzingen, den 30 . Juni 1888 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Clauß .
Druck and Verlag ocr G . Braun ' jcheu Hofoueydrucierer.
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